
MiZi: 1 Mitteilungen zur Unterrichtung der Staatsanwaltschaft

1  Mitteilungen zur Unterrichtung der Staatsanwaltschaft 
 
(1) 1Mitzuteilen sind Eintragungen in das Schuldnerverzeichnis nach § 882b ZPO, wenn das Verfahren eine 
Aktiengesellschaft, eine Kommanditgesellschaft auf Aktien, eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung oder 
eine Genossenschaft betrifft. 2Dasselbe gilt, wenn das Verfahren eine offene Handelsgesellschaft oder eine 
Kommanditgesellschaft betrifft, bei der kein Gesellschafter eine natürliche Person ist (§ 17 Nummer 1 
EGGVG).

(2) Die Mitteilungen sind an die für das Amtsgericht im Sinne des § 802e ZPO zuständige 
Staatsanwaltschaft zu richten.

(3) 1Mitteilungspflichtige Stelle für Eintragungen in das Schuldnerverzeichnis nach § 882c ZPO, § 284 
Absatz 9 AO und § 26 Absatz 2 InsO ist das zentrale Vollstreckungsgericht. 2Eine Mitteilung muss nur 
ergehen, soweit die die Eintragung in das Schuldnerverzeichnis anordnende Stelle das zentrale 
Vollstreckungsgericht über den Mitteilungsfall gesondert in Kenntnis setzt. 3Wird eine Eintragung gemäß § 
882c ZPO von einem Gerichtsvollzieher oder gemäß § 26 Absatz 2 InsO von dem Insolvenzgericht 
angeordnet, setzt die anordnende Stelle bei Übermittlung der Eintragungsanordnung oder nach Erhalt der 
Eintragungsmitteilung (§ 3 Absatz 2 Satz 2 SchuFV) unter Angabe der Verfahrensnummer das zentrale 
Vollstreckungsgericht über eine aus der Eintragung resultierende Mitteilungspflicht in Kenntnis. 4Mitgeteilt 
wird nur der Inhalt der Eintragung sowie die absendende Stelle.

Anmerkung:

  In Bayern sind die Mitteilungen an die Schwerpunktstaatsanwaltschaften für Wirtschaftsstrafsachen (§ 40 
BayGZVJu, § 74c Absatz 3 Satz 1, § 143 GVG) zu richten.

 
  In Sachsen sind die Mitteilungen an die Schwerpunktstaatsanwaltschaften für Wirtschaftsstrafsachen (§ 
23 SächsJOrgVO, § 74c Absatz 3 Satz 1, § 143 GVG) zu richten.

 


